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Satzung 
über die Erhebung von Beiträgen und Kostenerstattungsbeträgen 

für die Abwasserbeseitigung der Stadt Pattensen 
(Abwasserbeitragssatzung – AbwBeitrS –) 

- Lesefassung1 - 
 

Abschnitt I 

§ 1 
Allgemeines 

Die Stadt erhebt nach Maßgabe dieser Satzung 

a) Beiträge zur Deckung des Aufwandes für die jeweilige zentrale öffentliche Abwasseranlage 
(Abwasserbeiträge), 

b) Kostenerstattungen für zusätzliche Grundstücksanschlüsse (Aufwendungsersatz). 

Abschnitt II 
Kanalbaubeitrag 

§ 2 
Grundsatz 

(1) Die Stadt erhebt, soweit der Aufwand nicht auf andere Weise gedeckt wird, für die Herstel-
lung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der öffentlichen Abwasseran-
lagen Abwasserbeiträge als Abgeltung der durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme gebo-
tenen besonderen wirtschaftlichen Vorteile. 

(2) Die Abwasserbeiträge decken auch die Kosten für den ersten Grundstücksanschluss (An-
schlussleitung vom Hauptsammler bis zur Grundstücksgrenze), nicht aber die Kosten für die 
Herstellung zusätzlicher Grundstücksanschlüsse. 

§ 3 
Gegenstand der Beitragspflicht 

(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die jeweilige öffentliche Abwasseranlage 
angeschlossen werden können, wenn 

a) für sie eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder ge-
werblich genutzt werden dürfen, 

b) sie – ohne dass für sie eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist – nach der 
Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwicklung der 
Stadt zur Bebauung oder gewerblichen Nutzung anstehen. 

                                                      
1 Diese Lesefassung basiert auf der Ursprungssatzung vom 15.12.2005 und berücksichtigt zudem 
 - die 1. Änderungssatzung vom 06.07.2006, 
 - die 2. Änderungssatzung vom 14.11.2007, 
 - die 3. Änderungssatzung vom 13.11.2008, 
 - die 4. Änderungssatzung vom 19.11.2009, 
 - die 5. Änderungssatzung vom 17.11.2010, 
 - die 6. Änderungssatzung vom 15.12.2011, 
 - die 7. Änderungssatzung vom 22.11.2012, 
 - die 8. Änderungssatzung vom 20.11.2014, 
 - die Änderungen aufgrund der Abwassergebührensatzung vom 20.10.2016 (9. Änderungssatzung), sowie 
 - die 10. Änderungssatzung vom 03.07.2019 
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(2) Grundstücke unterliegen auch dann der Beitragspflicht, wenn sie nicht Bauland im Sinne des 
Absatzes 1 sind, aber tatsächlich an die jeweilige öffentliche Abwasseranlage angeschlossen 
wurden. 

(3) Grundstück ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-rechtlichen Sinne. 

§ 4 
Beitragsmaßstab 

- Schmutzwasser - 
(1) Der Schmutzwasserbeitrag wird nach einem nutzungsbezogenen Flächenbeitrag berechnet. 

Bei dessen Ermittlung werden je Vollgeschoss 25 % der Grundstücksfläche angesetzt. Als 
Vollgeschoss gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften Vollgeschosse 
sind. Ist die Geschosszahl wegen der Besonderheiten des Bauwerkes nicht feststellbar, werden 
je angefangene 2,20 m – bei industriell genutzten Grundstücken 3,50 m – Höhe des Bauwer-
kes als ein Vollgeschoss gerechnet. Kirchengebäude werden als eingeschossige Gebäude be-
handelt. 

(2) Als Grundstücksfläche gilt 

a) bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die Fläche, auf die der Bebauungs-
plan die bauliche oder gewerbliche Nutzungsfestsetzung bezieht, 

b) bei Grundstücken, die über die Grenzen eines Bebauungsplanes hinausreichen, die Fläche 
im Bereich des Bebauungsplanes, auf die sich die bauliche oder gewerbliche Nutzungsfest-
setzung bezieht, 

c) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht, die innerhalb eines im Zusammen-
hang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) liegen und die teilweise im Innenbereich und teil-
weise im Außenbereich ( § 35 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks, höchs-
tens jedoch die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze und einer im Abstand von 
50 m dazu verlaufenden Parallelen; bei Grundstücken, die nicht an eine Straße angrenzen 
oder nur durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit einer Straße verbunden sind, 
die Fläche zwischen der der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer im Abstand 
von 50 m dazu verlaufenden Parallelen, 

d) bei Grundstücken, die über die sich nach a) bis c) ergebenden Grenzen hinaus bebaut o-
der gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze oder im 
Falle c) der der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer Parallelen hierzu, die in 
einer der übergreifenden Bebauung oder übergreifenden gewerblichen Nutzung entspre-
chenden Tiefe verläuft, 

e) bei Grundstücken, für die der Bebauungsplan oder die Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB 
sonstige Nutzung oder mit nur untergeordneter Bebauung festsetzt oder die innerhalb ei-
nes im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) so genutzt werden (z.B. 
Schwimmbäder, Dauerkleingärten, Campingplätze, Festplätze – nicht aber Friedhöfe, 
Sportplätze oder Flächen für die Landwirtschaft), 75 % der Grundstücksfläche, 

f) bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB 
Friedhofs- oder Sportplatznutzung festsetzt oder die innerhalb eines im Zusammenhang 
bebauten Ortsei-les (§ 34 BauGB) oder im Außenbereich(§ 35 BauGB) so genutzt werden 
und bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB 
landwirtschaftliche Nutzung festsetzt, die Grundfläche der an die öffentliche zentrale Ab-
wasserbeseitigungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächen-
zahl von 0,2, 

g) bei allen anderen bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die Grundfläche 
der an die öffentliche zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen Bau-
lichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl von 0,15. In den Fällen f) und g) wird die so 
ermittelte Fläche diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im 
gleichen Abstand von den Außenwänden der Baulichkeiten verlaufen. 
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Wird durch diese Zuordnung die Grundstücksgrenze überschritten oder überschneiden sich 
dadurch mehrere Zuordnungsflächen auf dem Grundstück, werden die Überschreitungs- 
bzw. Überschneidungsflächen den anderen Abstandsflächen um die angeschlossene Baulich-
keit herum gleichmäßig zugeordnet. 

(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt 

a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollge-
schosse, 

b) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan anstelle einer Vollgeschosszahl eine Baumas-
senzahl oder nur die Höhe der baulichen Anlagen festgesetzt ist, die Baumassenzahl bzw. 
bei gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken je vollendete 3,50 m und bei allen 
in anderer Weise baulich genutzten Grundstücken je vollendeter 2,20 m Höhe der Baulich-
keit (Trauf-höhe) als ein Vollgeschoss.“ 

c) soweit in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Baumassenzahl 
oder die Gebäudehöhe festgesetzt sind, der in der näheren Umgebung überwiegend fest-
gesetzte und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Wert nach a) oder b). 

d) bei Grundstücken, für die der Bebauungsplan sonstige Nutzung ohne oder mit nur unter-
geordneter Bebauung festsetzt oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ort-
steiles (§ 34 BauGB) so genutzt werden (z.B. Schwimmbäder, Sportplätze, Campingplätze 
und Friedhöfe) die Zahl von einem Vollgeschoss. 

e) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, die 
Zahl von einem Vollgeschoss, 

f) die Zahl der tatsächlichen oder sich nach Umrechnung ergebenden Vollgeschosse, wenn 
aufgrund von Ausnahmen oder Befreiungen die Zahl der Vollgeschosse nach a) oder die 
Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe nach b) überschritten werden, 

g) soweit kein Bebauungsplan besteht 

aa) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 

bb) bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der näheren Umgebung überwie-
gend vorhandenen Vollgeschosse (§ 34 BauGB), 

(4) Auf Grundstücke im Bereich von Satzungen nach § 4 Abs. 4 Wohnungsbau-
Erleichterungsgesetz sind, wenn für sie die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt ist, die Vor-
schriften dieser Satzung über unbeplante Gebiete im Innenbereich (§ 34 BauGB) anzuwen-
den. 

- Niederschlagswasser - 
(5) Der Abwasserbeitrag für die Niederschlagswasserbeseitigung wird nach der Fläche berechnet, 

die sich durch Vervielfältigung der Grundstücksfläche mit der Grundflächenzahl ergibt (zuläs-
sige Grundfläche). 

(6) Für die Ermittlung der maßgeblichen Grundstücksfläche gilt Abs. 2. 

(7) Als Grundflächenzahl gelten 

1. soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige Grundflächen-
zahl, 

2. soweit kein Bebauungsplan besteht oder eine Grundflächenzahl darin nicht festgesetzt ist, 
die folgenden Werte: 

a) Wochenendhaus-, Kleinsiedlungs- und Campingplatzgebiete 0,2 

b) Wohn- und Ferienhausgebiete, Dorf- und Mischgebiete 0,4 

c) Gewerbe-, Industrie- und Sondergebiete gem. § 11 Baunutzungsverordnung 0,8 

d) Kerngebiete 1,0 
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e) selbständige Garagen- und Einstellplatzgrundstücke 1,0 

f) Sportplatzgrundstücke 0,8 

g) Schwimmbadgrundstücke 0,2 

h) Friedhofsgrundstücke 0,2 

i) Grundstücke im Außenbereich (§ 35 BauGB) 0,15 

j) Grundstücke im Außenbereich (§ 35 BauGB) bei denen durch Planfeststellung bau-
liche Nutzung zugelassen ist 1,0. 

Die Gebietseinordnung richtet sich für Grundstücke, 

a) die im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, nach den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes, 

b) die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 34 BauGB), nach der 
vorhandenen Bebauung in der näheren Umgebung. 

(8) Auf Grundstücke im Bereich von Satzungen nach § 4 Abs. 4 Wohnungsbau-
Erleichterungsgesetz sind, wenn für sie eine Grundflächenzahl festgesetzt ist, die Vorschriften 
dieser Satzung über be-plante Gebiete, und wenn für sie keine Grundflächenzahlen festge-
setzt sind, die Vorschriften dieser Satzung über unbeplante Gebiete im Innenbereich (§ 34 
BauGB) anzuwenden. 

§ 5 
Beitragssatz 

(1) Der Beitragssatz für die Herstellung der Abwasseranlagen beträgt 

1. bei Schmutzwasser 10,32 €/m² 

2. bei Niederschlagswasser 2,71 €/m². 

(2) Die Beitragssätze für die Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der Ab-
wasseranlagen werden im Einzelfall unter Angabe des Abgabentatbestandes in einer beson-
deren Satzung geregelt. 

§ 6 
Beitragspflichtige 

Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer 
des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des 
Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige haften als 
Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und 
Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

§ 7 
Entstehung der Beitragspflicht 

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung der jeweiligen Abwasseranla-
ge vor dem Grundstück einschließlich der Fertigstellung des Grundstücksanschlusses für das 
Grundstück. 

(2) Im Falle des § 3 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem tatsächlichen Anschluss an den 
öffentlichen Anschlusskanal, frühestens jedoch mit dessen Genehmigung. 

§ 8 
Vorausleistung 

Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleistungen verlangt werden, 
sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist. 
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§ 9 
Veranlagung, Fälligkeit 

Der Abwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe 
des Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung einer Vorausleistung. 

§ 10 
Ablösung 

In den Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung 
durch Vertrag vereinbart werden. Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach Maßgabe des in 
§ 4 bestimmten Beitragsmaßstabes und des in § 5 festgesetzten Beitragssatzes zu ermitteln. 
Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten. 

Abschnitt III 
Erstattung der Kosten zusätzlicher Grundstücksanschlüsse 

§ 11 
Entstehung des Erstattungsanspruches 

Die Aufwendungen für die Herstellung zusätzlicher Grundstücksanschlüsse (weitere Grund-
stücksanschlüsse oder Erstanschlüsse nach Grundstücksteilung) sind der Stadt in der tat-
sächlichen Höhe zu erstatten. Der Erstattungsanspruch entsteht mit der betriebsfertigen 
Herstellung des Anschlusses. §§ 6, 8 und 10 dieser Satzung gelten entsprechend. 

§ 12 
Fälligkeit 

Der Erstattungsanspruch wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekannt-
gabe des Bescheides fällig. 

Abschnitt IV 
Gemeinsame Vorschriften 

§ 13 
Auskunftspflicht 

(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter haben der Stadt bzw. dem von ihr Beauftragten 
jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzungen und Erhebung der Abgaben erforderlich 
ist. 

(2) Die Stadt bzw. der von ihr Beauftragte kann an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Absatz 1 
zur Auskunft verpflichteten Personen haben dies zu ermöglichen und in dem erforderlichen 
Umfange zu helfen. 

§ 14 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfer-
tig 

1. entgegen § 13 Abs. 1 die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforderlichen 
Auskünfte erteilt; 

2. entgegen § 13 Abs. 2 Satz 2 verhindert, dass die Stadt bzw. der von ihr beauftragte an 
Ort und Stelle ermitteln kann und die dazu erforderliche Hilfe verweigert; 
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(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet werden. 

§ 15 
Inkrafttreten 

Das Datum des jeweiligen Inkrafttretens ergibt sich aus den einzelnen Satzungen. Die vor-
stehende Lesefassung repräsentiert den Rechtsstand vom 01.08.2019. 


